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Wenngleich die Wirtschafts- und Finanzkrise, die auch Europa getroffen hat, nicht im Euro-Raum begann, hat sie doch 
einige institutionelle Schwächen des gemeinsamen Währungsgebiets offenbart. Aus diesem Grund hat die Juncker-
Kommission die Vollendung einer vertieften und fairen Wirtschafts- und Währungsunion zu einer der zehn Prioritäten ihrer 
Amtszeit erklärt. Dies ist ein Mittel zum Zweck: mehr Arbeitsplätze, Wachstum, Investitionen, soziale Gerechtigkeit und 
makroökonomische Stabilität für die Mitglieder des Euro-Währungsgebiets und für die Union insgesamt. Es wurden bereits 
erhebliche Fortschritte erzielt, doch bleibt noch einiges zu tun.

ERRUNGENSCHAFTEN

Die Juncker-Kommission hat konkrete Maßnahmen zur Vertiefung der Wirtschafts- und Währungsunion Europas ergriffen. 
Dabei handelt es sich um Folgemaßnahmen zum Bericht der fünf Präsidenten vom Juni 2015, dem Weißbuch zur 
Zukunft Europas vom März  2017 und den thematisch ausgerichteten Reflexionspapieren zur Vertiefung der 
Wirtschafts- und Währungsunion und zur Zukunft der EU-Finanzen vom Mai  2017. Die Kommission legte im 
Dezember 2017 einen umfassenden Fahrplan für noch mehr Einheit‚ Effizienz und demokratische Rechenschaftspflicht in 
der Wirtschafts- und Währungsunion vor.

„Ich möchte die Reform unserer Wirtschafts- und Währungsunion weiterführen, um unsere 
einheitliche Währung stabil zu halten und die Konvergenz der Wirtschafts-, Finanz- und 
Arbeitsmarktpolitik der an der einheitlichen Währung teilnehmenden Mitgliedstaaten zu 
erhöhen.“

Politische Leitlinien von Präsident Jean-Claude Juncker, Straßburg, 22. Oktober 2014
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nach der Krise (2010-2014) angenommen
während des Mandats der Juncker-Kommission 
erreicht/initiiert

Wirtschaftsunion:

✓	Verfahren bei einem makroökonomischen 
Ungleichgewicht: frühzeitige Erkennung von Risiken für 
die wirtschaftliche Stabilität

✓	Neugestaltetes Europäisches Semester: gestrafftes 
und gestärktes Verfahren, stärkere Gewichtung 
sozialer Aspekte

✓	Empfehlungen für das Euro-Währungsgebiet: 
stärkerer Fokus auf den Prioritäten des Euro-
Währungsgebiets

✓	Dienst zur Unterstützung von Strukturreformen: 
technische Unterstützung von Reformen in den 
Mitgliedstaaten

✓	Europäische Säule sozialer Rechte: Grundprinzipien 
zur Förderung fairer und gut funktionierender 
Arbeitsmärkte und Sozialsysteme

✓	Abschätzung der sozialen Folgen: durchgeführt im 
Rahmen des letzten Stabilitätshilfeprogramms für 
Griechenland

✓	Nationale Ausschüsse für Produktivität: Beobachtung 
der Entwicklungen im Bereich Produktivität und 
Wettbewerbsfähigkeit

✓	Vorschläge zur Schaffung eigens dafür 
vorgesehener Haushaltsinstrumente für die 
Stärkung der Wirtschafts- und Währungsunion 
Europas

Fiskalunion:

✓	Finanzielle Unterstützung für Mitgliedstaaten in 
Schwierigkeiten: verschiedene Rettungsfonds, 
aus denen schließlich der Europäische 
Stabilitätsmechanismus hervorgegangen ist

✓	Zweierpaket/Sechserpaket: Rechtsvorschriften für eine 
intensivere Haushaltsüberwachung und eine stärkere 
Fokussierung auf den Schuldenstand

✓	Europäischer Fiskalausschuss: unabhängige Beratung 
bei der Umsetzung der EU-Haushaltsregeln und 
beim haushaltspolitischen Kurs des Euro-Raums

✓	Vereinfachung der Haushaltsregeln: stärkerer 
Fokus auf dem Richtwert für die öffentlichen 
Ausgaben

✓	Flexibilität im Rahmen des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts: um Investitionen und Reformen 
zu fördern und den Konjunkturzyklen stärker 
Rechnung zu tragen

Finanzmarktunion:

✓	Einheitliches Regelwerk: harmonisierte Vorschriften 
für einen widerstandsfähigeren, transparenteren und 
effizienteren europäischen Finanzsektor einschließlich 
des Bankenpakets – einem umfassenden 
Reformpaket zur weiteren Stärkung der 
Widerstands- und Abwicklungsfähigkeit von EU-
Banken

✓	Harmonisierte Vorschriften für die 
Einlagenversicherung: geschützte Einlagen bis zu 
100 000 EUR pro Kunde und Bank

✓	Einheitlicher Aufsichtsmechanismus/einheitlicher 
Abwicklungsmechanismus: zentralisierte 
Beaufsichtigung und Abwicklung von Banken im Euro-
Raum

✓	Kapitalmarktunion: neue Vorschriften, die die 
Wirtschafts- und Währungsunion sowie die 
internationale Bedeutung des Euro stärken, indem 
sie Kapitalmobilität und private Risikoteilung 
fördern. Die Kapitalmarktunion wird auch den 
Zugang zu Finanzierungen verbessern, indem 
insbesondere für Innovationen und Start-ups die 
marktbasierte Finanzierung angekurbelt wird

Demokratische Rechenschaftspflicht und 
starke Institutionen:

✓	Mehr Eigenverantwortung: intensiverer Dialog 
mit dem Europäischen Parlament, den nationalen 
Parlamenten, den nationalen Regierungen und den 
Interessenträgern

✓	Neubeginn für den sozialen Dialog in der EU: mehr 
Möglichkeiten für Sozialpartner auf allen Ebenen 
zur Diskussion von Prioritäten

✓	Klarere Ausrichtung auf die internationale Rolle 
des Euros und Vorschlag für eine bessere 
Außenvertretung des Euro-Währungsgebiets

✓	Vorschläge zur Integration zwischenstaatlicher 
Einrichtungen in das EU-Recht und zur Stärkung 
von Effizienz und Rechenschaftspflicht 
durch einen europäischen Wirtschafts- und 
Finanzminister



LAUFENDE ARBEITEN

Die Arbeiten an einigen der vorgeschlagenen Maßnahmen laufen noch.

HAUSHALTSINSTRUMENT FÜR DAS EURO-
WÄHRUNGSGEBIET

✓ Im Mai  2018 schlug die Kommission eigens für 
die Wirtschafts- und Währungsunion vorgesehene 
Haushaltsinstrumente als Teil des künftigen EU-Haushalts 
für den Zeitraum  2021-2027 vor. Im Dezember  2018 
beauftragten die Staats- und Regierungschefs die Euro-Gruppe 
damit, auf der Grundlage des Kommissionsvorschlags ein 
Haushaltsinstrument für Konvergenz und Wettbewerbsfähigkeit 
zu entwickeln. Seit Januar laufen in der Euro-Gruppe die 
Beratungen zur Vorbereitung der Beschlüsse des Euro-Gipfels 
im Juni 2019.

ABBAU NOTLEIDENDER KREDITE

✓ Der Anteil notleidender Kredite ist in der EU und in der 
Euro-Zone seit  2014 um ein Drittel zurückgegangen und 
nähert sich nun dem Vorkrisen-Niveau an. Die Kommission 
hat ein umfassendes Maßnahmenpaket vorgelegt, um die Zahl 
notleidender Kredite zu senken und eine erneute Anhäufung in 
der Zukunft zu verhindern. Während über Teile dieses Pakets 
bereits eine Einigung erzielt wurde, sind die Arbeiten zu einer 
Maßnahme über einen Sekundärmarkt für notleidende Kredite 
noch nicht abgeschlossen.

KAPITALMARKTUNION

✓ Die Kapitalmarktunion trägt zur Stabilität und 
Widerstandsfähigkeit des Finanzsystems bei und zielt 
darauf ab, Geldflüsse – aus Investitionen und Ersparnissen 
– in der gesamten EU zu vereinfachen, damit Verbraucher, 
Unternehmen und Anleger auf nachhaltige Weise von den 
Mitteln profitieren können. Sie ist integraler Bestandteil 
der Bemühungen der Juncker-Kommission, Europa wieder 
nachhaltig auf Wachstumskurs zu bringen. Das Europäische 
Parlament und der Rat haben sich inzwischen auf elf von 
13 Gesetzgebungsvorschlägen geeinigt.

NOCH STÄRKERE PRÄSENZ DES EUROS AUF DER 
WELTBÜHNE

✓ Die Kommission legte im Dezember 2018 die Vorteile einer 
stärkeren internationalen Rolle des Euro für die EU und das 
internationale Finanzsystem dar und regte Initiativen für eine 
gestärkte Bedeutung der Gemeinschaftswährung an. In diesem 
Zusammenhang ist die Vollendung der Kapitalmarktunion von 
entscheidender Bedeutung. Als Teil dieser Bemühungen hat 
die Kommission auch eine Empfehlung zur internationalen 
Rolle des Euro im Energiebereich angenommen, in der für 
eine stärkere Nutzung der Gemeinschaftswährung in diesem 
strategischen Bereich geworben wird.

GEMEINSAME LETZTSICHERUNG FÜR DEN 
EINHEITLICHEN ABWICKLUNGSFONDS

✓ Der Euro-Gipfel im Dezember  2018 billigte die 
Vorgaben für die gemeinsame Letztsicherung für den 
einheitlichen Abwicklungsfonds, in denen dargelegt wird, 
wie die Letztsicherung einsatzfähig und vorzeitig nutzbar 
gemacht werden soll, sofern ausreichende Fortschritte bei 
der Risikominderung erzielt werden – was im Jahr  2020 zu 
bewerten ist. Ebenso wurden die Modalitäten für die Reform 
des Europäischen Stabilitätsmechanismus gebilligt.

EUROPÄISCHES EINLAGENVERSICHERUNGSSYSTEM

✓ Die Kommission schlug im Jahr  2015 neben weiteren 
Maßnahmen zur Vollendung der Bankenunion ein gemeinsames 
Einlegerschutzsystem für die Euro-Zone vor. Dessen 
schrittweise Einführung ist entscheidend, um das Vertrauen in 
das Bankensystem und die Gemeinschaftswährung zu erhöhen 
und sie widerstandsfähiger zu machen. Die Kommission hat 
im Oktober 2017 einen Vorschlag für künftige weitere Schritte 
vorgelegt. Eine von der Euro-Gruppe eingerichtete ranghohe 
Gruppe wird im Juni 2019 Bericht erstatten.

ÜBERFÜHRUNG DER WESENTLICHEN 
BESTIMMUNGEN DES VERTRAGS ÜBER STABILITÄT, 
KOORDINIERUNG UND STEUERUNG IN DEN 
RECHTSRAHMEN DER UNION

✓ Die Integration dieses Vertrags in das EU-Recht wird für 
eine kontinuierliche und verbesserte Überwachung als Teil 
des allgemeinen EU-Rahmens für die wirtschaftspolitische 
Steuerung sorgen. Der Vorschlag trägt dem im Stabilitäts- 
und Wachstumspakt vorgesehenen nötigen Maß an Flexibilität 
Rechnung, das von der Kommission seit Januar  2015 
angewandt wird.
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